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Versammlung der Regionen Europas

Antwort auf die Europäische Transparenz-Initiative 

Absatz II – Transparenz und Interessensvertretung
1. Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) stimmt darin überein, Bemühungen für eine größere Transparenz bezüglich des Lobbying auf europäischer Ebene zu unternehmen. Transparenz, öffentliche Kontrolle und Verantwortung sind Standards, an denen die  Mitgliedsregionen der VRE als demokratisch gewählte Institutionen über allem anderen festhalten. Hohe Standards für Transparenz sind Teil der Legitimität jeder öffentlichen Verwaltung.   

2. Die VRE ist jedoch der Meinung, dass die Begriffe ‘Lobbying’ und ‘Lobbyist’ genauer definiert werden müssen. Regionale Behörden sind beispielsweise Bestandteil der europäischen Struktur des Regierens. Sie spielen eine Rolle bei institutionellen Entscheidungsprozessen, was etwa durch den Ausschuss der Regionen und, im Fall von Regionen mit gesetzgebender Kraft, durch den Ministerrat geschieht. Regionale und lokale Behörden setzen zudem bis zu 80 % der EU-Richtlinien durch und fungieren als Schlüsselpartner Europäischer Institutionen in einer breiten Palette von Politikfeldern. Regionen sollten deshalb nicht als Lobbyisten betrachtet werden, sondern vielmehr als legitime Akteure im strukturierten Entscheidungsprozess. Die Regionen haben außerdem - als demokratisch gewählte Körperschaften - bereits eigene öffentliche Kontroll- und Transparenzmechanismen etabliert.  

3. Als Dachorganisation der Regionen betrachtet sich die Versammlung der Regionen ebenfalls nicht als Lobbyist, da sie die Interessen von öffentlichen Behörden vertritt. Die VRE wird sich deshalb dafür einsetzen, dass zwischen Lobbyisten auf der einen Seite und öffentlichen territorialen Instanzen und ihren Vereinigungen auf der anderen Seite differenziert wird.   

4. Die VRE bejaht das Konzept eines Registriersystems für Lobbyisten. Sie vertritt die Meinung, dass es ein effektiver Kontrollmechanismus ist unter öffentlicher Konsultation zu stehen. Dieses Register sollte von der Europäischen Kommission beaufsichtigt werden und, entsprechend dem Prinzip der Transparenz, der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Es sollte Informationen über die finanzielle Situation der Interessensvertreter und deren Interessen beinhalten. 

5. In Übereinstimmung mit den oben genannten Punkten, ist die VRE jedoch nicht der Meinung, dass öffentliche territoriale Institutionen und ihre Vereinigungen verpflichtet werden sollten, sich in solch einem Verzeichnis für Lobbyisten zu registrieren. Sie sollten Informationen über öffentliche Konsultationen erhalten. Dies könnte dadurch erreicht werden, indem beispielsweise die  Mechanismen des “Strukturierten Dialogs”  durch eine Art Gefahrenmelder für öffentliche Konsultationen -relevant für die Regionen- erweitert werden.

6. Die VRE verpflichtet sich jedoch zu Transparenz und ist bereit dieses Bekenntnis in die Praxis umzusetzen. In ihrer Funktion als eine Organisation, die demokratische Gebietskörperschaften mit einer legitimen Rolle im europäischen Entscheidungsprozess vertritt und nicht als Lobbyist bei der Europäischen Union, gewährleistet die VRE deshalb eine Veröffentlichung von Informationen über ihre Mitgliedschaft und Struktur. 

7. Die VRE glaubt, dass ein gemeinsamer Verhaltenskodex für die Lobbyisten ein effektives Instrument zur Verbesserung von Transparenz und Rechenschaftspflicht ist. Dieser  Kodex sollte von der Europäischen Kommission entworfen werden, jedoch mit Hilfe eines Beratungsorgans, bestehend aus Interessensvertretern aus verschiedensten Bereichen, einschließlich der Industrie und der Zivilgesellschaft. Die VRE ist bereit bei solch einem Prozess mitzuhelfen und kann dabei auf die verschiedenen Erfahrungen ihrer Mitgliedsregionen, die ähnliche Kodexe entworfen haben, zurückgreifen. 

8. Die VRE glaubt nicht, dass es notwendig ist, eine neue externe Regulierungsbehörde zur Überwachung des Verhaltenskodexes zu schaffen. Die Einrichtung einer solchen Institution würde nur eine neue Schicht Bürokratie bedeuten und somit nicht zur Transparenz und Offenheit beitragen. Die Überwachung des Verhaltens sollte stattdessen ein integrierter Teil des Systems europäischen Regierens sein, inklusive der gegenseitigen Kontrollen, welche im politischen Prozess eingebaut sind. Dies ist zum Beispiel in der regionalen und nationalen Politikgestaltung in den skandinavischen Ländern der Fall.  

Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) ist die politische Stimme der Regionen sowie der Schlüsselpartner für europäische und internationale Institutionen in Bezug auf Kernthemen regionaler Zuständigkeit. Die VRE fördert die kulturelle Vielfalt der  europäischen Regionen und setzt diese Vielfalt in Stärke um. Die VRE fördert das Subsidiaritätsprinzip und den Aufbau demokratischer Regionalstrukturen und ermöglicht den Regionen, die wesentliche Verbindung zwischen den Bürgern und Europa zu sein. Die VRE vertritt 255 europäische Regionen und 13 interregionale Organisationen.

Versammlung der Regionen Europas

Antwort auf die Europäische Transparenz-Initiative 

Absatz III – Feedback zu den Anwendung der Mindeststandards für Konsultation

1. Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) begrüßt die Bemühungen der Kommission zur Verbesserung der Konsultationsverfahren. Regionale und lokale Behörden tragen die Verantwortung für die Umsetzung von bis zu 80% der EU-Richtlinien. Deshalb verfügen sie über eine große Anzahl an Erfahrungen, die sie in die Entscheidungsprozesse einbringen können; sie können dazu beitragen, dass europäische Entscheidungen auch vor Ort funktionieren. Die VRE begrüßt die Offenheit, die die Europäischen Institutionen in Bezug auf die Regionen zeigen und ist erfreut darüber, dass die Kommission die Einführung eines strukturierten Rahmens, der dies sogar verbessern kann, in Erwägung zieht.  

2. Die VRE ist der Meinung, dass der Steigerung des Bewusstseins über die Konsultationsprozesse mehr Achtung geschenkt werden sollte. Damit kann sichergestellt werden, dass alle interessierten Parteien rechtzeitig informiert sind und am Politikgestaltungsprozess teilhaben können.  

3. Die VRE begrüßt auch die Vorschläge, mehr Informationen über die Personen, die zu der Entwicklung einer bestimmten Politik oder eines gesetzlichen Rahmens beigetragen hat, zu liefern. Wir denken, dass es wichtig ist, dass alle Beiträge zur öffentlichen Konsultation im Internet veröffentlicht werden sollte, gemeinsam mit Details über die Organisationen, die die Konsultationen einreichen.

4. Darüber hinaus, möchten wir die Wichtigkeit betonen, den Interessensvertretern genügend Feedback darüber zu geben, wie ihre Anmerkungen, welche sie über die Konsultationen eingereicht haben, im endgültigen Politikantrag berücksichtigt werden. Momentan ist dies nur sehr gering ausgeprägt, es gibt wenige Rückmeldungen darüber, inwiefern Konsultationen überhaupt beachtet wurden. Die VRE glaubt, dass es sehr nützlich wäre, eine ehrliche Einschätzung von den Kommissionsdienststellen darüber zu erhalten, wie sie die Eingaben behandeln. Zum Beispiel könnten sie näher erläutern, ob alle Eingaben, egal in welcher Sprache und mit welcher Länge, gelesen werden. Es wäre auch sehr vorteilhaft zu wissen, ob es eine Systematik in Bezug auf die Beurteilung der Eingaben sowie auf die Entscheidung, welche Ideen in einer Politik aufgenommen werden,  gäben würde. 

5. Schließlich glaubt die VRE, dass es notwendig ist, andere institutionelle Mechanismen für die Konsultation, wie z.B. den Strukturierten Dialog, verstärkt zu entwickeln. Dieser wurde als ein Hilfsmittel betrachtet, Feedback von den regionalen und lokalen Behörden zum Arbeitsprogramm der Kommission sowie zu individuellen Policy Initiativen zu bekommen. Gegenwärtig jedoch erweist sich dies als uneffektiv, da den Vertretern nur sehr wenig Zeit gegeben wird, ihre Ansichten zu präsentieren und weil es keinen wirklichen Dialog gibt. Die VRE fordert daher die Europäische Kommission auf, eine umfassende Beurteilung des Strukturierten Dialoges als Teil ihrer Analyse der Konsultationsmechanismen vorzunehmen. 

Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) ist die politische Stimme der Regionen sowie der Schlüsselpartner für europäische und internationale Institutionen in Bezug auf Kernthemen regionaler Zuständigkeit. Die VRE fördert die kulturelle Vielfalt der  europäischen Regionen und setzt diese Vielfalt in Stärke um. Die VRE fördert das Subsidiaritätsprinzip und den Aufbau demokratischer Regionalstrukturen und ermöglicht den Regionen, die wesentliche Verbindung zwischen den Bürgern und Europa zu sein. Die VRE vertritt 255 europäische Regionen und 13 interregionale Organisationen.
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Antwort auf die Europäische Transparenz-Initiative 

Absatz IV – Veröffentlichung der Namen der Empfänger von EU-Geldern 

1. Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) begrüßt die Bemühungen der Kommission verfügbare Informationen über die Empfänger von EU-Geldern zu erhöhen. Die VRE stellt jedoch in Frage, ob das Ziel dieser Initiative zur Verbesserung der Transparenz dient - in diesem Fall wäre die Nutzung interner Mechanismen innerhalb jedes einzelnen Finanzierungsprogramms mehr angebracht- oder, ob den Bürgern die konkreten Vorteile der Europäischen Union deutlicher gezeigt werden sollen - in welchem Fall dies nicht zur Europäischen Transparenz-Initiative gehören sollte und eher im Rahmen des Plan D oder der Kommunikationsstrategie der Kommission behandelt werden sollte.  

2. Nichtsdestotrotz vertritt die VRE die Meinung, dass es für die Europäische Union wichtig ist zu zeigen, wofür ihre Gelder benutzt worden sind und, dass sie klare Informationen darüber der allgemeinen Öffentlichkeit verfügbar macht. 

3. Es ist zu erwägen, inwiefern Empfänger von EU-Geldern im Hinblick auf die Auskunft gleich behandelt werden sollten. Ist es beispielsweise notwendig, Informationen über jede Person, die im Leonardo Programm teilnimmt oder jedes KMU, welches geringe finanzielle Beihilfen bekommt, offen zu legen. Es muss klar gestellt werden, ob diese Empfänger genauso viele Informationen geben müssen wie ein multinationaler Konzern, der beachtliche finanzielle Hilfen von dem Haushalt der Europäischen Kommission erhält. Dies stellt auch die Frage in Bezug auf die bürokratische Last, die auf die regionalen, nationalen und europäischen Institutionen auferlegt werden würde, da sie diese Informationen sammeln müssten.  Es ist wichtig, dass so eine Initiative nicht noch eine Schicht von Bürokratie hervorbringt, sondern dass sie vielmehr als Teil des normalen Verwaltungsprozesses auf regionaler, nationaler und europäischer Ebene integriert wird.

Die Versammlung der Regionen Europas (VRE) ist die politische Stimme der Regionen sowie der Schlüsselpartner für europäische und internationale Institutionen in Bezug auf Kernthemen regionaler Zuständigkeit. Die VRE fördert die kulturelle Vielfalt der  europäischen Regionen und setzt diese Vielfalt in Stärke um. Die VRE fördert das Subsidiaritätsprinzip und den Aufbau demokratischer Regionalstrukturen und ermöglicht den Regionen, die wesentliche Verbindung zwischen den Bürgern und Europa zu sein. Die VRE vertritt 255 europäische Regionen und 13 interregionale Organisationen.
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